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Ein historisches politisches Ereignis steht uns bevor: Erstmals in der deutschen Geschichte
könnte eine Frau Bundeskanzlerin werden. Die Chancen stehen sogar sehr gut, vertraut man
den Wahldemoskopen. Diese traktieren seit Wochen angeblich repräsentative potentielle
Wählerinnen und Wähler mit der „Sonntagsfrage“ und stacheln mit den Ergebnissen via Me-
dien die Parteien zu weiteren „Höchstleistungen“ im Wahlkampf an, um entweder das Blatt zu
wenden oder aber nicht in trügerischer Siegessicherheit zu versacken. 

Damals Wahlaufruf zugunsten von Gesine Schwan – heute zugunsten von Angela Merkel?

Vor eineinhalb Jahren, als die Politikwissenschaftlerin und Präsidentin der Europa-Universität
„Viadrina“ in Frankfurt/Oder Gesine Schwan (SPD) für das Amt der Bundespräsidentin kan-
didierte, haben wir – von der Redaktion dieses Internet-Portals – die Mitglieder der damaligen
Bundesversammlung dazu aufgerufen, sie zu wählen. Nicht allein weil sie eine Frau ist, son-
dern weil wir sie für die bessere Kandidatin für das höchste - wenn auch nur repräsentative -
Staatsamt hielten. Bekanntlich kam es anders, Horst Köhler, der von führenden Kreisen der
CDU/CSU und FDP - insbesondere aber von der christdemokratischen Parteivorsitzenden
Angela Merkel - vorgeschlagene Kandidat machte das Rennen, wenn auch knapp. Frau
Schwan erreichte einen bei einer Bundespräsidentschaftswahl bisher nie gekannten Achtungs-
erfolg - als Person und als Frau. Parteipolitisch aber wurde das Ergebnis als Lackmustest für
die nächste Bundestagswahl gedeutet. Rot-grün sollte abgewählt werden. Dass nun die Bun-
destagswahl, die eigentlich erst im Herbst 2006 angestanden hätte, bereits am 18. September
2005 stattfindet, konnte im Mai 2004 noch niemand ahnen. Der SPD-Kanzler Gerhard Schrö-
der hat jedoch selbst dafür gesorgt, dass die von den Konservativen ausgerufene „Richtungs-
wahl“ schon ein Jahr früher stattfindet. 

Verlorenes Vertrauen zu Rot-Grün – gute Chancen für die Kanzlerkandidatin der CDU/CSU 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt scheint es – vertraut man den medial verbreiteten Voraussagen
- fast sicher, dass Rot-Grün (SPD/Bündnis 90-Grüne) seine Bundestagsmehrheit und damit
auch die erneute Anwartschaft auf den Kanzlerposten verlieren wird. Zu groß war und ist die
Unzufriedenheit mit mehr als fünf Millionen Arbeitslosen und den „Hartz-Gesetzen“ der
„Agenda 2010“, insbesondere mit „Hartz IV“, der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe. Kanzler Schröder hatte diese „Sozialreformen“ mit großen Worten und grimmiger
Entschlossenheit durchgepaukt. Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Bürgerinnen
und Bürger vermissten die soziale Ausgewogenheit, sie befürchten, durch die neuen Regeln
und die gekürzten Absicherungen bereits nach kurzer Joblosigkeit in Armut und Ausgrenzung
gestoßen zu werden, berufliche Qualifikationen aberkannt zu bekommen, verstärkte „Eigen-
verantwortung“ in der Gesundheits- und Altersvorsorge leisten zu sollen, aber immer weniger
leisten zu können und insbesondere im Osten in demütigenden Ein-Euro-Jobs zum Laubhar-
ken zwangsverpflichtet zu werden. Der rot-grünen Bundesregierung wurde vorgeworfen, sie
gehe mit Schuldzuweisungen an die Arbeitslosen über die eklatante Millionenlücke bei den
Arbeitsplätzen hinweg, mache sozusagen die neoliberale, „angebotsorientierte“ Wirtschafts-
politik der Gegenseite, anstatt auf soziale Gerechtigkeit zu achten, die Binnennachfrage zu
fördern und den deutschen Sozialstaat zu erhalten. Eine neue Linkspartei gründete sich im
Westen und vereinigte sich zu einer Wahlalternative mit der PDS im Osten. Auf diese Weise
hat das neue Gebilde mit dem Namen „Linkspartei“ gute Chancen, die Fünf-Prozent-Hürde zu
überspringen und Rot-Grün die Chancen auf eine weitere Mehrheit endgültig zu nehmen. 
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So war es nicht verwunderlich, dass Kanzler Schröder im letzten Jahr auch aus dem eigenen
Lager mächtig viel Gegenwind bekam. Die SPD verlor schließlich sogar in Nordrhein-West-
falen ihre jahrzehntelange Regierungsmehrheit, so dass nicht einmal das Bundesverfas-
sungsgericht Wesentliches einzuwenden hatte, als sich der Bundestag nach so vielen Nieder-
lagen für Rot-Grün und nach einigen wackeligen Bundestagsentscheidungen selbst aufzulösen
gedachte. Da dies nach dem Grundgesetz nicht möglich ist, sondern nur über eine verlorene
Vertrauensfrage konstruiert werden kann, stehen wir nun also vor der Situation, dass Kanzler
Schröder, dem seine eigene Gefolgschaftsmehrheit verabredungsgemäß im Parlament das
Vertrauen verweigerte, jetzt für neues Vertrauen in die Fortsetzung seiner Politik der „So-
zialreformen“ wirbt. Entsprechend seinen Bekundungen will er die sozialen Sicherungs-
systeme auch in den Unbilden der Globalisierung zukunftssicher machen und der Bundesre-
publik Deutschland außenpolitisch das eigenständige Gewicht erhalten, das sie im europäi-
schen und weltpolitischen Zusammenhang erlangt hat. Der Titelverteidiger, der damit ange-
treten war, Deutschland ökonomisch und sozial zu modernisieren, hierzulande aber den Zorn
der Hartz-gebeutelten WählerInnen fürchten muss, kann dafür bezeichnenderweise mit seinen
(und des grünen Vizekanzlers) außenpolitischen Meriten der Standhaftigkeit gegen den Irak-
Krieg auch innenpolitisch punkten. Dagegen muss die Herausforderin in ihrer eigenen Hal-
tung gegenüber den USA, die im BürgerInnenpublikum als allzu devot gegenüber dem welt-
weit wenig beliebten Präsidenten George W. Bush empfunden wird, ihre Achillessehne er-
kennen und sucht daher dieses Thema im medialen Wahlkampf peinlichst zu vermeiden. 

Themen und Positionen in der Mediendemokratie – das Fernsehduell

Apropos medialer Wahlkampf: Als dessen Höhepunkt wurde das Fernsehduell zwei Wochen
vor dem Wahltermin angesehen. Darin missverstand Angela Merkel die außenpolitisch ge-
meinte Frage einer Journalistin geflissentlich und schwadronierte weiter über ihre (bereits
abgehakten) Vorstellungen zu deutscher Familien-, Steuer- und Sozialpolitik. Dabei hatte man
lediglich von ihr wissen wollen, was sie zu den verzögerten Hilfsmaßnahmen der US-Regie-
rung für New Orleans meine. – Merkel aber witterte Unrat und stellte sich begriffsstutzig, um
nicht entweder Bush kritisieren oder von ihrer bisherigen Bush-devoten Haltung abrücken zu
müssen.  

Insgesamt brillierte der Amtsinhaber mit staatsmännischer Souveränität und konnte bei den
zeitgleich durchgeführten Zuschauerumfragen den Schlagabtausch eindeutig für sich entschei-
den. Angela Merkel gab sich zwar lockerer und offener als sonst und erreichte bei einigen
Journalisten und Politikern, die wie üblich zu später Stunde bei „Sabine Christiansen“ das Ge-
schehen aufarbeiteten, einen Achtungserfolg. Der extra aus Wien eingeladene Pantomime und
Professor für Körpersprache Samy Molcho dozierte mit Worten und Gesten sogar einen Lei-
denschafts- und Wahrhaftigkeitsvorsprung der Kandidatin herbei, weil Gerhard Schröder die
„linke Gefühlshand“ untätig in der Hosentasche geparkt hatte und „nur“ die „rationale
Rechte“ benutzte, während Angela Merkel „aufrecht und mit beiden Händen“ für ihre Positi-
onen warb. Die Fernsehzuschauer und Zuschauerinnen schien es nicht zu überzeugen, sie vo-
tierten in fast allen sachlichen und persönlichen Disziplinen dafür, dass Schröder der über-
zeugendere gewesen sei. Nur beim Thema „Familie“ hatte Merkel die Nase vorn. Gäbe es eine
Direktwahl zum Bundeskanzler bzw. zur Bundeskanzlerin, so könnte sich Schröder auf eine
weitere Amtszeit freuen – oder sollte er sich eher davor fürchten? 

Schröder schlug zwar leise keynesianische Töne in Richtung der Stärkung der Binnennach-
frage an, ließ aber keinerlei Mut und Vision für konkrete Maßnahmen erkennen. Überhaupt
blieb in dem Fernsehduell das anerkannte Hauptproblem deutscher Politik, die Massenar-
beitslosigkeit, eine Leerstelle. Weder der Titelverteidiger noch die Herausforderin bemühten
sich um irgendeine schlüssige Analyse der Ursachen der hohen Beschäftigungslosigkeit, von
Strategien zur Bekämpfung ganz zu schweigen. Beide aber taten so, als ob Politik noch die
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Macht hätte, Wirtschaft und Beschäftigung substantiell zu beeinflussen; weder sie noch er
redeten Tacheles über den Bedeutungsverlust der Politik im globalisierten und hochaggre-
gierten Kapitalismus. Angela Merkel empfahl pauschal „Wachstum“ als Heilmittel, obwohl
bekanntermaßen Wirtschaftswachstum schon lange von Beschäftigungssicherung abgekoppelt
ist. Und selbst die Frage, wie denn Wirtschaftswachstum als solches erzeugt werden soll,
blieb nebulös unbeantwortet. Die Rezepte lauteten von ihrer Seite: weitere Senkung von
Steuern, insbesondere für Unternehmen, Senkung von Sozialabgaben, aber Erhöhung der
Mehrwertsteuer, weitere Lockerung des Kündigungsschutzes usw. 

Im Mittelpunkt der wirtschafts- und arbeitspolitischen Diskussionen zwischen den beiden
Kontrahenten stand der „Heidelberger Professor“ Paul Kirchhof, mit dem sich Merkel poli-
tisch so heftig assoziiert hat, dass sie von einem der Journalisten bereits als „Frau Kirchhof“
angesprochen wurde. Dies alles bot Schröder gute Gelegenheiten, sich auf Kirchhofs radikales
Einheitssteuermodell einzuschießen, während Merkel es als begrüßenswerte „Vision“ ver-
teidigte. Die „flat tax“ solle allerdings nicht sofort verwirklicht werden, denn verbindlich sei
erst einmal das gestufte (Kompromiss-)Modell der CDU/CSU. Ähnlich wie schon eine Woche
zuvor Oskar Lafontaine in der Sendung „Sabine Christiansen“ wies auch Gerhard Schröder
daraufhin, dass die Beseitigung der Steuerfreiheit etwa von Nacht- und Schichtarbeit und
ähnlichen Erleichterungen für die schwer arbeitenden „Leistungsträger“ der Bevölkerung, die
Facharbeiter(innen?), wohl kaum „gerechtere“ Verteilungswirkungen mit sich bringen könne.
Frau Merkel bot daraufhin die Alternative an, die Tariflöhne so zu erhöhen, dass der Ein-
kommensausfall für die ArbeitnehmerInnen – herausgestellt wurde hier von Schröder die
nachtarbeitende Krankenschwester - mittels höherer Bruttolöhne wieder hereingeholt werden
könne. Dies quittierte Schröder mit dem Hinweis, man habe ausgerechnet, dass dann Lohner-
höhungen von 17% tariflich festgelegt werden müssten! – Da saß die Kandidatin in der Falle:
Eins zu Null für Schröder!
Auf die Frage, wie Herr Kirchhof auf die 418 unberechtigten Steuerausnahmen im geltenden
Steuerrecht komme und welche davon nach CDU/CSU-Ansicht abgeschafft gehörten, verwies
Frau Merkel auf Druckerzeugnisse, die in „Bahnhofsbuchhandlungen“ feilgeboten würden.
Sie meinte offenbar Ratgeberbücher über Steuertricks, wollte aber auch nicht daran erinnert
werden, dass die Zahl der steuerlichen Ausnahmen allenfalls an die 90 reicht, nicht aber 418
beträgt. Die ZuschauerInnen durften sich daher merken, dass Übertreibung eben zum Geschäft
der Politikerin und auch des Wissenschaftlers gehört, und die Rechenmodelle des „Professors
aus Heidelberg“ (Schröder über Kirchhof) anscheinend nicht so ernst zu nehmen sind.
Steuerpolitisch fiel Schröder dann jedoch auch nichts anderes ein, als den Abbau von „Steuer-
subventionen“ vorzuschlagen, ohne allerdings zu benennen, welche das sein sollen. 

Gibt es einen „Frauenbonus“ zugunsten von Merkel? 

Welches Gewicht hatte nun der „Faktor Frau“ im Fernsehduell? Diese Frage beschäftigte na-
türlich die sich in der ARD anschließende Runde bei „Sabine Christiansen“, diesmal mode-
riert von Thomas Roth, weil Christiansen erst einmal vom einen Aufnahmestudio ins andere
gelangen musste. Frauen waren beim Fernsehduell zu 50% vertreten – im Streitgespräch
selbst und bei den befragenden Journalisten (Maybrit Illner, Sabine Christiansen). In der an-
schließenden Talkrunde in der ARD war neben der Altmeisterin Christiansen nur eine weitere
Frau vertreten, nämlich Brigitte Huber, Vizechefredakteurin der Zeitschrift „Brigitte“. Wie zu
erwarten, kam sie lediglich in der Frage des „Faktors Frau“ zu Wort. Auf die Frage, ob Angela
Merkel bei den Wählerinnen einen „Frauenbonus“ erhalten werde, wies sie darauf hin, dass
Merkel dies selbst gar nicht wolle und dass ein Vorsprung bei den Wählerinnen ja nur dort zu
erwarten sei, wo jemand eine profilierte Politik zugunsten von Frauen verspreche. Davon
könne jedoch nicht die Rede sein. Zwar hatte Angela Merkel im Streitgespräch mit Schröder
ihre Verdienste als Frauen- und Familienministerin bei der Schaffung des Rechtsanspruchs
auf einen Kindergartenplatz betont und Gerhard Schröder vorgehalten, Frauenpolitik anfangs
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als „Gedöns“ abgewertet zu haben, im weiteren musste sie dann aber mühsam die kritischen
Nachfragen zum Frauen- und Familienbild ihres Superstars und designierten Finanzministers
Paul Kirchhof parieren, was ihr schwer fiel und in einen Streit um die Korrektheit von Zitaten
ausartete. Tatsächlich ist das Frauen- und Familienbild von Kirchhof unbestritten konservativ,
wenn auch „seine Töchter“ laut Merkel durchaus „qualifiziert und berufstätig sind“. 
Dagegen hatte sich Schröder leutselig und „frauenversteherisch“ gegeben, auch befürwortete
er großzügig den Ausbau der Ganztagsbetreuung. Er verteidigte seine Ehefrau Doris als
„engagierte leidenschaftliche Sozialdemokratin“, als ihm deren abwertende Äußerung vor-
gehalten wurde, dass Angela Merkel „als kinderlose Frau“ nicht das moderne Frauenbild einer
Berufstätigkeit und Familie vereinbarenden Person verkörpere. Um noch eins drauf zu setzen,
bekannte er sich dazu, dass er seine (vierte?) Ehefrau auch und gerade wegen ihrer politischen
Leidenschaftlichkeit liebe. – Hier zeigte sich mal wieder, wie die alte feministische Parole
„Das Private ist politisch“ heute im politischen Entertainment nutzbringend angewendet wird.
Immerhin erkennt Schröder, dass er auf dem frauenpolitischen Terrain etwas wieder gutzu-
machen hat, nachdem er das Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft 2001 kurzerhand
abgewürgt hat, das Ehegattensplitting mehrfach vor seiner Antastung rettete, erst in letzter
Minute Kinderbetreuungskapazitäten auszubauen verhieß und „Elterngeld“ als Lohnersatz für
den Fall der Wiederwahl in Aussicht stellte!

In der Runde bei „Christiansen“ waren sich daher alle einig, dass es keinen Frauenbonus für
Merkel geben würde, ein solcher aber auch gar nicht notwendig sei, da Merkel ohnehin die
besseren Chancen habe, Kanzlerin zu werden. Der „Faktor Frau“ spiele eigentlich keine Rolle,
man habe sich bereits daran gewöhnt, dass sie die Führerin der Opposition und damit die
Anwärterin auf den Kanzlerthron sei. Als weibliche Spitzenpolitikerin sei sie längst zur
„Selbstverständlichkeit“ geworden. 

Ist Frausein schon Programm genug? - Jedenfalls nicht für uns!

Zurück bleibt ein seltsamer Eindruck von diesem TV-Duell: Denn das Ergebnis der Medien-
inszenierung gibt gar nicht den realen Stand der Konfrontation der Antagonisten und ihrer
politischen Lager im Spektrum der WählerInnengunst wieder. Nach den Wahldemoskopen ist
es bei weitem wahrscheinlicher, dass Angela Merkel die nächste und damit erste Bundes-
kanzlerin Deutschlands werden wird - entweder in einer schwarz-gelben Koalition mit der
FDP oder als Kanzlerin einer Großen Koalition mit der SPD. Im letzteren Fall dürfte Gerhard
Schröder kein Regierungsamt mehr ausüben wollen. So haben wir die paradoxe Situation,
dass der im Fernsehen so souverän und staatstragend wirkende Amtsverteidiger nur noch ge-
ringe Chancen hat, im Amt zu bleiben, während die Newcomerin die begehrte Position zwar
wahrscheinlich bekommen wird, dafür aber persönlich noch wie eine tüchtige, aber ungeübte
„Stellenbewerberin“ -  also wie eine „Zählkandidatin“ – wirkte. Das war denn auch das über-
wiegende Zuschauerurteil. Sogar bei den wahlpolitisch „Unentschiedenen“ votierten 56% für
Schröder und nur 19% für Merkel (als überzeugendere Person). 

Im Vergleich zu der medialen Präsentation von Gesine Schwan bei der Bundespräsident-
schaftswahl war die Konstellation also genau andersherum. Dort schien der stimmen- und
mehrheitspolitisch aussichtsreiche Kandidat als der unerfahrene, zwar eifrige, gelegentlich
Fettnäpfchen nicht auslassende, also noch im Lernprozess Befangene, während die eigentliche
„Zählkandidatin“ souverän und äußerst fernsehtauglich wirkte, rationales wie auch menschli-
ches Verständnis für die Probleme unserer Zeit und Gesellschaft ausstrahlte sowie Schlagfer-
tigkeit, Humor und eine klare authentische Persönlichkeit an den Tag legte. 

Ein US-amerikanischer Journalist verdeutlichte am Rande des aktuellen Fernsehduells, dass
es für ihn bei Angela Merkels Rolle in dem Redekampf der Opponenten um die Frage gehe,
„was ist das für eine Frau?“ Die Zuschauer wollten demnach bei beiden Duellanten
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herausfinden: Was ist der „innere Kern“ der beiden gegeneinander antretenden Personen mit
Führungsanspruch? – Ob diese Frage für das Fernsehpublikum an dem Abend beantwortet
wurde und wenn ja, mit welchem Ergebnis, lässt sich vermutlich nur subjektiv beurteilen. 

Eine Wahlempfehlung aus frauen- und geschlechterpolitischer Perspektive „für die Frau“
wäre auf dieser – persönlichkeitsorientierten - Grundlage sicherlich nicht plausibel zu begrün-
den. Ohnehin wichtiger für eine rationale Wahlentscheidung sind die jeweils eigenen grund-
legenden Anforderungen an eine sinnvolle Politik, in die Geschlechterpolitik eingebunden
sein sollte. - Das jedoch ist ein weites Feld, auf dem weder Angela Merkel noch Gerhard
Schröder allzu gute Karten haben! Wir – d.h. die Redaktion des Internet-Portals - enthalten
uns deshalb einer Wahlempfehlung. 

Für die Wählerinnen und Wähler wird die Wahlentscheidung diesmal besonders schwierig;
auf den ersten Blick erscheinen Alternativen wenig prägnant, da sich die Proklamationen und
Wahlprogramme in ihrer Verschwommenheit und Modernisierungsrhetorik mehr ähneln als
unterscheiden. Viele Wählerinnen und Wähler erkennen vermutlich nicht die ökonomische
Radikalität der CDU/FDP-Alternative zu Rot-Grün. Die SPD sitzt in der Falle ihrer eigenen
jahrelangen neoliberalen Rhetorik. Regierende Sozialdemokraten fürchten sich traditioneller-
weise davor, vom politischen Gegner als altbackene Kapitalismuskritiker angegriffen zu wer-
den, daher haben sie sich darauf beschränkt, mit einer neoliberalen Light-Version der gegneri-
schen Politik die Schärfe zu nehmen. Trotzdem waren die Hartz-Gesetze zuviel an Sozial-
staatsabbau, so dass die Wählerinnen und Wähler vermutlich schon die Light-Version mit
Abwahl quittieren und sich paradoxerweise damit in die Lage versetzen, die neoliberale
kapitalistische Deregulierungspolitik im Original (CDU/CSU/FDP) kennen zu lernen. Diese
Erfahrung bliebe uns allenfalls durch eine Große Koalition erspart. - Mit dem „Faktor Frau“
haben derlei Erwägungen jedoch nichts zu tun. Gleichwohl mutet es recht dialektisch an,
wenn eine aus dem konservativen politischen Lager kommende Frau erstmals
Bundeskanzlerin wird, die nichts Wesentliches für den Fortgang der Gleichstellungspolitik
verheißt, aber den weiteren Sozialstaatsabbau, der Frauen zweifellos noch härter trifft als
Männer, zu forcieren gedenkt. Dennoch wäre die erste Bundeskanzlerin als positives Zeichen
zu werten, nämlich als Beweis für die Lern- und Wandlungsfähigkeit des politischen Systems
- jedoch nur in einer Hinsicht. Denn das weibliche Geschlecht ist nun – anders als in langen
Jahrzehnten der Vergangenheit - offenbar kein entscheidendes Handikap mehr. Es hat zwar
noch Sensations- und Seltenheitswert, jedenfalls an der Spitze, aber es wird zur Normalität
werden, wenn sich das Publikum einmal an die erste Bundeskanzlerin Deutschlands gewöhnt
hat.  

Stand: 7.9.2005
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